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Kommentar
Dominik Guggemos
über die Wohnungsbaupolitik der Bundesregierung

Horst Seehofer ist ein vielbe-
schäftigter Mann. Der
CSU-Politiker ist als Bun-
desminister unter anderem

zuständig für Innere Sicherheit, Zu-
wanderung, den Öffentlichen Dienst,
Sport, Heimat – sowie Bauen und
Wohnen. Bei Letzterem hatte er sich
hohe Ziele gesetzt. Allerdings sind
aus den angekündigten 1,5 Millionen
neuen Wohnungen nur 1,2 geworden.
Kaum jemand außer ihr selbst stellt
der Regierung hierfür ein gutes Zeug-
nis aus.

Das komplexe Thema Wohnraum
ist für fast alle Menschen wichtig –
Mieter, Vermieter, Eigentümer, Häus-
lebauer. Fast jeder ist irgendwie
davon betroffen. Spätestens zur
nächsten Legislaturperiode ist es
zwingend geboten, dass sich ein Bun-
desminister wieder hauptamtlich da-
rum kümmert – so wie das bis 1998
der Fall war. Danach wurde der Fach-

bereich Bauen zwischen den Ministe-
rien herumgereicht wie eine heiße
Kartoffel. So kann keine langfristige,
ganzheitliche Politik gelingen.

Mit der Rückkehr zu einem eigen-
ständigen Bauministerium alleine wä-
ren die Probleme aber noch nicht ge-
löst. Die Politik hat schon viel pro-
biert, einen wichtigen Aspekt aller-
dings bisher ausgelassen: die
Wichtigkeit von Grund und Boden für
die Allgemeinheit statt als einfache
Ware anzuerkennen. Das war, bis zu
seinem Tod, ein Herzensanliegen des
Ex-Bauministers Hans-Jochen Vogel
(SPD). Der Bodenpreis sei bundes-
weit seit 1962 um 2308 Prozent gestie-
gen, rechnete er vor. Eine enorme
Wertsteigerung und nur möglich, weil
die Allgemeinheit eine gute Infra-
struktur zur Verfügung stellt. Sicher,
eine Reform wäre hochkompliziert.
Aber auch nicht schwieriger umzuset-
zen als die Mietpreisbremse.

Neue Ansätze nötig

Auf den Sekretär folgt eine Generalsekretärin: Beate Gil-
les wird vom 1. Juli an das Sekretariat der deutschen Bi-
schofskonferenz leiten und Sitzungen der Vollversammlung
und des Ständigen Rates vorbereiten. Damit gibt erstmals
eine Frau der Bischofskonferenz ein Gesicht.

Die promovierte Theologin leitet seit März das Dezernat
Kinder, Jugend und Familie im Bistum Limburg. Davor war
sie zehn Jahre lang Leiterin und Geschäftsführerin des Ka-
tholischen Bildungswerkes Stuttgart. Ehrenamtlich ist sie
Bundesvorsitzende von IN VIA Deutschland, dem katholi-
schen Verband für Mädchen und Frauensozialarbeit.

Gilles ist unverheiratet und hat keine Kinder. Die Eigen-
schaft „eines langen Atems“ durch ihre private Leiden-
schaft als Ausdauersportlerin und Fan von Borussia Dort-
mund kann ihr nach eigenen Worten bei ihrer neue Aufgabe
in der Bischofskonferenz hilfreich sein. eth/kna

STICHWORT BEATE GILLES

Leitartikel
Igor Steinle
zum Artenschutz

Um die Grundlagen der
menschlichen Existenz
ist es momentan nicht
gut bestellt. Um 60 Pro-
zent hat sich der Wild-
tierbestand in den ver-

gangenen 50 Jahren weltweit verrin-
gert. Bis zu eine Million Arten sind
laut dem Bericht des Weltbiodiversi-
tätsrates gefährdet. Hierzulande sieht
es nicht besser aus. 70 Prozent der
Naturflächen sind laut dem „Bericht
zum Zustand der Natur“ der Bundes-
regierung in schlechtem Zustand. Die
Population heimischer Vogelarten hat
sich halbiert, von manchen Wiesen-
und Ackervögeln sind sogar bis zu 90
Prozent verschwunden. Und in den
Ozeanen schwimmt anstelle von Mee-
restieren vielerorts nur noch Plastik-
müll. Vom sechsten Massensterben
der Geschichte ist bereits die Rede.

Das Bedrohungspotenzial dieser
Katastrophe steht dem Klimawandel
in nichts nach. Ohne die Dienstleis-
tungen, die Flora und Fauna für uns
erledigen, ist Nahrungsanbau und da-
mit Leben auf diesem Planeten nicht
möglich. Doch verglichen mit der
Erderwärmung ist die öffentliche Auf-
merksamkeit für das Artensterben
eher gering. Die Folge: Regelmäßig
werden beschlossene Ziele nach
ihrem Nicht-Erreichen nach hinten
verschoben. So sollte das vergangene
Jahrzehnt eigentlich zur Dekade des
Artenschutzes werden – erreicht wur-
de keines der 20 Ziele, die die Verein-
ten Nationen 2010 im japanischen Na-
goya beschlossen hatten.

Das Desinteresse hat viele Gründe.
So ist das Thema eher schwierig zu
fassen. Um die Erderwärmung zu
stoppen, muss man aufhören, CO2 in
die Luft zu pusten. Gegen das Arten-
sterben hingegen gibt es kein Patent-
rezept. Es gilt, das Abholzen der Ur-
wälder zu stoppen, die Landwirtschaft
nachhaltiger zu gestalten und den
Wildtierhandel zu beenden.

Außerdem fehlt im Kampf gegen
das Massensterben eine Galionsfigur
wie Greta Thunberg beim Klimawan-
del. Die Bewegung, die die junge
Schwedin losgetreten hat, erzwang in
kürzester Zeit immense politische
Fortschritte. Köcherfliege, Totholz-
Stachelwolf und Hexenröhrling haben
eine solche Lobby nicht.

Was jedoch vor allem fehlt, ist eine
griffige Zahl, ein Ziel, an dem sich Öf-
fentlichkeit und Politik orientieren
könnten. Unter der Führung von
Frankreich haben sich deswegen rund
40 Länder unter dem Ziel versammelt,
30 Prozent der globalen Landfläche
unter Schutz zu stellen, vor Kurzem

hat sich auch Deutschland ange-
schlossen. Die Hoffnung lautet, dass
sich die Weltgemeinschaft im Herbst
beim nächsten Artenschutzgipfel im
chinesischen Kunming auf ein solches
Abkommen einigen kann. Es wäre in
seiner Tragweite vergleichbar mit
dem Pariser Klimavertrag, der die
Erderwärmung auf höchstens zwei
Grad begrenzen soll. Ein Scheitern
wäre fatal. Denn wie beim Klima sind
Wissenschaftler überzeugt, dass
höchstens zehn Jahre bleiben, um die
drohende Katastrophe abzuwenden.

Ein Gelingen hingegen wäre ein
Schritt hin zu einem Frieden mit der
Natur, wie ihn das UN-Umweltpro-
gramm jüngst gefordert hat. Spätes-
tens die Pandemie hat gezeigt, dass
die Menschheit ihren Kampf gegen
die Natur nicht gewinnen wird.

leitartikel@swp.de

Frieden mit der Natur

Berlin.Um Superlative ist Bundes-
bauminister Horst Seehofer sel-
ten verlegen. Je schwieriger die
Lage, umso positiver äußert sich
der CSU-Politiker. Als er also auf
der Bundespressekonferenz bei
der Bilanz der Bundesregierung
zur „Wohnraumoffensive“ sagte,
dass er „noch nie so einen Impuls
für die Wohnwirtschaft erlebt“
habe wie in den vergangenen
zweieinhalb Jahren, war klar, dass
es ein schwieriger Termin für ihn
wird. Seehofer wurde wohlge-
merkt 1980 zum erstenMal in den
Bundestag gewählt.

1,5 Millionen neueWohnungen
hatte die Regierung im Septem-
ber 2018 auf demWohngipfel ver-
sprochen. Geworden sind daraus
1,2 Millionen. Und während im

vergangenen Jahr 43 000 Woh-
nungen aus der Sozialbindung,
die bezahlbare Mieten garantie-
ren soll, flogen, kamen nur 25 000
neu dazu.

Finanzminister und SPD-Kanz-
lerkandidat Olaf Scholz forderte
deswegen, dass pro Jahr 100 000
Sozialwohnungen gebaut werden
und die Sozialbindungsfristen
verlängert werden müssten. Er
wolle dafür jedes Jahr mindestens
eine Milliarde Euro zur Verfü-
gung stellen. Um zu verdeutli-
chen, dass solche Anstrengungen
möglich seien, blickte auch
Scholz weit in die Vergangenheit:
1972 seien 700 000 Wohnungen
gebaut worden – alleine in West-
deutschland. „Wir müssen das
Tempo noch beschleunigen.“

Seehofer, der nach Ende der
Legislatur aus der Politik aus-
scheiden wird, hob hingegen lie-
ber die schon geleisteten An-
strengungen hervor: 310 000 An-
träge auf das Baukindergeld wür-
den zeigen, dass das Instrument
„einzigartig in Anspruch genom-
men“ werde. Das Wohngeld sei
zuvor noch nie in einer Legisla-
turperiode zweimal erhöht wor-
den. Im vergangenen Jahr seien
300 000 Wohnungen fertigge-
stellt worden. „Und das im Jahr
der Pandemie!“

Ziel noch zu erreichen
Und die versprochenen 1,5 Milli-
onen werde man dieses Jahr noch
schaffen, versicherte Seehofer. Es
seien schließlich über 750 000
Baugenehmigungen noch ausste-
hend. Wenn auch nur die Hälfte
davon in die Bauphase käme, wäre
das Ziel erreicht. Insgesamt, be-
tonte der Innenminister, könne
die Regierung „eine stolze Bilanz“
ziehen.

Zahlreiche Verbände sowie die
Opposition kritisierten hingegen
die Anstrengungen. Andreas Ibel,
Präsident des Bundesverbandes
Freier Immobilien- und Woh-
nungsunternehmen, forderte
mehr Tempo und „einen Ruck,
eine Bazooka“. Die Politik habe
große Hoffnungen geweckt, die
Bilanz sei aber ernüchternd, kri-
tisierte die Diakonie. Grü-
nen-Fraktionschefin Katrin Gö-
ring-Eckardt sprach von einer
„niederschmetternden Bilanz“.
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Seehofer zieht stolze Bilanz,
ScholzwillmehrTempo
Wohnraumoffensive Die Bundesregierung hat 1,5 Millionen neue
Wohnungen versprochen. Gebaut wurden 300 000weniger. Der
Bauminister lobt seine Arbeit, doch es gibt viel Kritik.

Berlin. Die Debatte um Öffnungs-
konzepte läuft, das Coronavirus
aber ist noch da – immer häufiger
auch hierzulande in der engli-
schenMutationsvariante. Und die
Impfkampagne bleibt eine Ent-
täuschung. Aktuelle Zahlen.

Mutationen Die englische Coro-
na-Mutation B.1.1.7 breitet sich
laut dem Verband der Akkredi-
tierten Labore in der Medizin
(ALM) weiter aus. Die auf Muta-
tionen untersuchten positiven
Corona-Proben hätten in der ver-
gangenen Woche bei annähernd
30 Prozent gelegen, sagte ALM-
Chef Michael Müller am Diens-
tag. Zuletzt hatte das Robert-
Koch-Institut (RKI) von einem
Anstieg der britischen Variante
von knapp sechs auf gut 22 Pro-
zent binnen zweiWochen berich-
tet. „Diese Entwicklung ist be-
sorgniserregend“, sagte Müller.
„Gerade in diesen frühlingshaften
Tagen, wo die Menschen nach
draußen drängen“, sei es wichtig,
konsequent die Corona-Regeln
einzuhalten. Von den rund

934 000 Labortests in der Woche
vom 15. bis 21. Februar waren nach
ALM-Daten 6,47 Prozent positiv,
die Auslastung habe bei 50 Pro-
zent gelegen. Die ALM-Angaben
stellen 90 Prozent des Testge-
schehens in Deutschland dar.

Impfungen Der Digitalverband
Bitkom hat das Corona-Impfma-
nagement scharf kritisiert. Das
„Chaos bei der Terminvergabe ist
einer High-Tech-Nation wie
Deutschland absolut unwürdig“,
sagte am Dienstag Bitkom-Präsi-
dent Achim Berg. Eine repräsen-
tative Umfrage seines Verbandes
habe gezeigt, dass der Weg zu ei-
nem Impf-Termin viel zu lang sei:
29 Prozent der Befragten, die ver-
sucht hätten, für sich oder eine
andere Person einen Termin für
eine Corona-Impfung zu verein-
baren, hätten 50 oder mehr An-
läufe unternehmen müssen – je-
der Zwanzigste sogar über 100
Mal. Bei 37 Prozent seien zwi-
schen 25 und 50 Versuche not-
wendig gewesen. Nur 14 Prozent
kamen mit 15 Anläufen oder we-

niger zum Ziel. Insgesamt wür-
den 75 Prozent der Befragten die
Organisation der Corona-Impfun-
gen als chaotisch empfinden.

Todesfälle Laut Statistischem
Bundesamt lagen im Januar 2021
die Sterbefallzahlen um 20 Pro-
zent über dem Durchschnitt von
2017 bis 2020. Besonders betrof-
fen gewesen sei der Osten: Sach-
sen-Anhalt (plus 56 Prozent),
Sachsen (52), Thüringen (39),
Brandenburg (33) und Mecklen-
burg-Vorpommern (30). Im De-
zember 2020 waren bundesweit
29 Prozent mehrMenschen als im
Vier-Jahres-Schnitt verstorben.
Im laufenden Monat Februar
scheine sich die Lage aber zu be-
ruhigen, in der ersten Februarwo-
che lagen die Sterbefallzahlen
bundesweit um drei Prozent über
demDurchschnitt, in der zweiten
Woche sogar im Schnitt. Aller-
dings sei zu beachten, dass es der-
zeit, anders als in den Vorjahren,
faktisch keine Grippewelle und
damit auch kaum Grippeopfer
gebe. Hajo Zenker

ImmermehrMutanten
Pandemie Die Bevölkerung ist mit der Impfkampagne unzufrieden –
unterdessen breitet sich die englische Variante immerweiter aus.

Bischofskonferenz
Erstmals Frau in
Leitung gewählt
Bonn. Erstmals übernimmt eine
Frau die Leitung des Sekretariats
der katholischen Deutschen Bi-
schofskonferenz. Die Bischöfe
wählten auf ihrer Frühjahrsvoll-
versammlung Beate Gilles (50) als
Generalsekretärin der Konferenz
und zugleich als Geschäftsführe-
rin des Verbandes der Diözesen
Deutschlands (VDD). Sie tritt am
1. Juli die Nachfolge von Hans
Langendörfer an, der Anfang Ja-
nuar 2021 nach 24 Jahren in den
Ruhestand getreten war. kna
Stichwort

Umwelt
Plastikabkommen
rückt näher
Berlin. Im Kampf gegen Plastik-
müll wird ein globales Abkom-
men wahrscheinlicher, sagte der
Präsident der UN-Umweltver-
sammlung UNEA, Sveinung Ro-
tevatn, bei einem virtuellen Tref-
fen. Viele Länder würden eine
Vereinbarung zur Reduzierung
von Plastikmüll fordern. Umwelt-
ministerin Svenja Schulze (SPD)
hatte sich auf der Konferenz zu-
vor dafür ausgesprochen, Arten-
schutz ins Zentrum globaler Po-
litik zu rücken. dpa
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Es wird gebaut
– und doch zu
wenig. Finanz-
minister Olaf
Scholz fordert
mehr Tempo.
Foto: Julian Stra-
tenschulte/dpa

Der Desillusionist. Karikatur: Paolo Calleri

Die Pandemie
zeigt, dass die

Menschheit ihren Kampf
gegen die Natur nicht
gewinnenwird.
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